
Informationsblatt für Schein-Beamte 

Es gibt keinen Staat – Bundesrepublik Deutschland - hat es nie gegeben, wird es niemals geben. Das 

Besatzungsorgan "Bundesrepublik Deutschland" wurde von den Alliierten am 17. Juli 1990 mit samt seiner 

Besatzungsordnung "Grundgesetz" ersatzlos aufgehoben und ist damit de jure erloschen! Aussenminister 

Genscher hat am 03. Oktober 1990 im Auftrag der Alliierten die „Bundesrepublik Deutschland“ bei der UNO 

abgemeldet und an dessen Stellen „Deutschland/Germany“ mit Amtssprache Englisch angemeldet. Die UNO 

wurde 1942 von David Rockefeller für B ́ nai B ́ rith als privates Unternehmen zur Vereinigung von See- 

Handelsrechtlichen Staatswesen nach röm. kath. Seerecht gegründet. 

Was sind See- Handelsrechtliche Staatswesen nach röm. kath. Seerecht? Nichts anderes als kriminelle 

Organisationen ohne Land- und Staatsrechte, deren Hoheitsgebiet ausschließlich nur auf ihren Hochsee- 

Schiffen, die ihre Handelsflagge tragen und sich außerhalb der Hoheitsgebiete der Staaten befinden. 

Rechte, die diese Organisationen an Land ausüben fallen unter Piraterie. 

Deshalb bedienen sich diese Organisationen unter Täuschung und Betrug immer der Bevölkerung, die als 

angebliche Beamte dann als Besatzer des Staates von diesen Organisationen benutzt werden. Diese 

Schein- Beamten kriminalisieren sich selbst für kriminelle Organisationen mit Mafia Strukturen. 

Alles ist reines Privatrecht. Es sind im Rechtssinne Piraten, die einen Staat gekapert haben. 

Demokratie, Wahlen usw.  alles nur Schein. Die Geschäftsführung der Firma setzt die Wünsche und Befehle 

der Eigentümer um und verkauft dem Volk das als Gesetze. Richter, Staatsanwälte, Urkunds-Beamte, 

Rechtspfleger, sind alles nur private, interne Konzern-Titel. Damit wird lediglich so etwas wie eine 

Staatlichkeit für das unwissend gehaltene Volk simuliert.(vorgetäuscht). Das bezieht sich auf alle so 

genannten "Staaten" dieser Welt. In den Regierungen sitzen nur Piratenkapitäne, um es mal ganz einfach 

auszudrücken. Es gibt auch keine Parteien, Ministerien usw. Alles ist nur Täuschung! Niemand kann 

irgendeine Partei wählen. Wer was ist oder macht, entscheiden die Eigentümer der Firma über ihre 

Geschäftsführer.  Alles basiert auf Täuschung.

Richter und Staatsanwalt sind Schauspieler, alles nur Angestellte im Privatrecht. Staatliches Recht 

darf niemand anwenden, deshalb unterschreibt auch niemand selbst. Wer noch daran glaubt, 

Richter, Staatsanwalt, Rechtsanwalt usw... wären ehrbare Berufe, dem ist nicht mehr zu helfen.

Diese Schein-Beamten dürfen auch nur gegen juristische PERSONEN verhandeln. (fiktiv, frei erfunden, nur 

durch den NAMEN existent, nicht lebend, usw...) Deshalb steht im Ausweis auch MAX MUSTERMANN. Die 

durchgehend große Schreibweise bedeutet nach DIN 5007 röm. kath. Recht, nicht lebend, rechtlos, tot oder 

Firma. Deshalb soll und muß sich jeder ausweisen. Es geht dabei nicht um die Identifikation als Mensch, 

sondern hauptsächlich um die Identifizierung der erfundenen juristischen PERSON. Legt der Mensch seinen 

PERSONALAUSWEIS vor oder reagiert er auf seinen juristischen Namen identifiziert er sich mit der 

juristischen PERSON und übernimmt die volle Haftung und Verantwortung. 
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ABER - seit dem 17.07.1990 sind diese angeblichen Schein- Ämter und Behörden keine 

Niederlassungen der Firma Bundesrepublik mehr, es sind alles nur noch reine private Firmen, die in 

den USA eingetragen und angemeldet wurden. 

Auskünfte darüber findet man zum Beispiel bei UPIK. Es sind alles nur noch private, schwerstkriminelle 

Simulationen. Angemeldet und registriert als private Unternehmen / Firmen oder Aktiengesellschaften in den 

USA. 2011 kamen noch alle Städte und Gemeinden hinzu. Auch sie wurden in der USA als private Firmen/

Unternehmen oder Aktiengesellschaften eingetragen und registriert. Deshalb mußten sich ab 2011 auch die 

Gemeinden zu Samtgemeinden zusammenschließen, um die erforderliche Mindestanzahl von 40.000 

zahlenden Einwohnern für den Status als Handelskonzern und Aktiengesellschaft zu erreichen. Das 

bedeutet, daß die Bürgermeister Hochverrat am Deutschen Volk begangen haben. 

Jedes angebliche Gericht / Amt oder Behörde ist rein privat und bei den Firmenauskünften zu finden. 

Staatsanwaltschaften findet man als Niederlassung der zuständigen Generalstaatsanwaltschaft. 

Finanzämter als Niederlassung der Landes- Finanz- Behörde. (Finanzbehörde der Bundes- Hauptstadt) 

POLIZEI-Stationen als Niederlassungen der POLIZEI-Direktionen usw. Die POLIZEI, Finanzämter, Behörden 

usw., haben rein gar nichts mit der Stadt oder Gemeinde zu tun. Sie sind alle völlig separate, fremde 

Unternehmen und haften für Ihr Tun und Handeln selbst. 

Warum wurden diese Firmen grundsätzlich in den USA angemeldet und registriert? Weil dieses Land, dieser 

Staat -Deutsches Reich- seit dem 18.07.1990 wieder das befreite -Deutschland- ist und diese 

Scheingerichte keinerlei rechtliche Möglichkeiten haben, irgendwelche Eintragungen in das Reichs- Register 

vorzunehmen. 

Schein-Beamte sind die wahren Besatzer, - Kollaborateure, Hochverräter, Plünderer, Terroristen am eigenen 

Volk. Da die Alliierten für alle diese kriminellen Machenschaften in der Haftung stehen, wurden in den Jahren 

2006, 2007 und 2010 die Bundes- Bereinigungsgesetze von den Alliierten erlassen. Die gesamte 

Gesetzgebung wurde bis rückwirkend 1956 aufgehoben, gelöscht und verboten. 

2006 wurden der privaten Firma Bundesregierung die ZPO, die StPO, das StGB, das BGB, das GVG 

und vieles mehr, völlig entzogen und verboten. Ohne ZPO und StPO ist die Anwendung des 

öffentlichen Rechts unmöglich geworden. 

Mit Entzug des StGB und des BGB ist Rechtsprechung auch im Privatrecht nicht mehr möglich. Ebenso 

verhält es sich mit den Steuergesetzen, die im Jahr 2007 völlig entzogen und verboten wurden. Die privaten 

Finanzämter sind deshalb auch auf den Trick mit dem Elster- Formular verfallen. Alle Steuererklärungen 

müssen mit dem Elster- Formular eingereicht werden. Bei Verwendung des Elster- Programmes willigt man 

ohne es zu wissen, in ein Vertragsverhältnis ein, der Firma Finanzamt Geld zu schenken, welches als Steuer 

deklariert und von der Firma Finanzamt festgesetzt wird. 

Die Finanzämter pfänden nach ihrer AO = Abgabenordnung von 1934, als AO von 1977 deklariert. Nun, die 

AO ist nur eine Ordnung und kein Gesetz. Für jede Ordnung muss ein Vorschaltgesetz zitiert werden 

können, damit die Ordnung Rechtsgültigkeit erlangen kann. 
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Man beachte Artikel 56 Bundesbereinigungsgesetze von 2007. 

Aufhebung der Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollstreckung. Ebenso der Artikel 

61. Auflösung des Gesetzes zur Änderung zwangsvollstreckungsrechtlicher Vorschriften. Niemand kann sich 

auf irgendeine Grundlage mehr berufen!!! Deutscher Bundestag Zwangsvollstreckung – 21.03.2007. 

Aufgrund der Bereinigungsgesetze 2007, erlassen durch die Alliierten. (BRD - Bundesgesetzblatt Teil I, Art. 

56, (319-10) 

Die Zwangsvollstreckung ist grundsätzlich unzulässig, weil das Gesetz über die Zwangsvollstreckung 

aufgehoben wurde. (BGBl. 2006, Seite 875, Teil I, Nr. 18 vom 24.04.2006). Artikel 56 (310-10) Aufhebung der 

Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet der Zwangsvollstreckung. 

Die Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiet der Zwangsvollstreckung in der im Bundesgesetzblatt Teil 

III, Gliederungsnummer 310-10, veröffentlichten bereinigten Fassung, geändert durch Artikel 7 Abs. 17 des 

Gesetzes vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1149), wird aufgehoben. 

BRD, Deutscher Bundestag, Drucksache 16/4741 vom 21.03.2007 Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode 

– 35 – Drucksache 16/4741. 

Da die Alliierten für ALLES in der Haftung stehen, haben Sie den Artikel 3 mit dem 2. Bundes- 

Bereinigungsgesetz im Jahre 2007 erlassen. 

Mit diesem Artikel wurde der Bundesrepublik Deutschland jegliche Anwendung von Gesetzen und 

Verordnungen strengstens verboten. Der Bundesrepublik Deutschland und dem Deutschen Bundestag 

wurde mit dem Artikel 3 auch der Erlass von Gesetzen und Verordnungen strengstens verboten. 

Im Jahre 2012 (25.07.2012), mußte die Firma „Bundes-Verfassungsgericht“ ihrem Mutterkonzern auf 

Anweisung der Alliierten die Firma BRD - nicht Deutschland! - unter dem Vorwand eines ungültigen 

Wahlgesetzes jegliche Legitimationen zu Regierungstätigkeiten und Gesetzgebungen bis rückwirkend 1956 

entziehen. Das bedeutet, alle Gesetze, Verordnungen, Verträge usw... sind seit 1956 null und nichtig! 

Um die kriminellen Strukturen auf einfachste Weise erkennen zu können, bedarf es eigentlich nur 

einfachem Wissen: 

1. Deutschland hat den Krieg durch einen Waffenstillstand beendet. Somit kann auch nur Deutschland - 

NICHT die BRiD - der legitime Staat sein, der Friedensverträge schließen kann.  

2. Durch das Kriegsrecht werden alle Gesetze, der Staat und alles was dazu gehört eingefroren. Niemand 

kann etwas verändern. Alles bleibt in dem Stand in dem es bei Ausrufung des Kriegsrechtes war. 

3. Nach Völkerrecht kann also nur der Rechtsnachfolger Deutschlands das Kriegsrecht wieder aufheben. 

Dieser Rechtsnachfolger sind die souveränen 26 Bundesstaaten VOR 1914. 

4. Deutschland kann nach Völkerrecht nur die Rechtsnachfolger der souveränen 26 Bundesstaaten VOR 

1914 sein. Diese Rechtsnachfolger besitzen immer noch das Landrecht für Deutschland. 

Seite �  von �3 6



Informationsblatt für Schein-Beamte 
5. Diese legitimierten Rechtsnachfolger sind seit 2014 in der Verfassunggebenden Versammlung 

organisiert. 

6. Eine Verfassunggebende Versammlung ist ein weltweit anerkannter, völkerrechtlicher Akt und hat einen 

höheren rechtlichen Rang, als die auf Grund der erlassenen Verfassung gewählte Volksvertretung (Art. 

25 GG). 

7. Mit der Ausrufung der Verfassunggebenden Versammlung vom 01.Nov.2014 sind ALLE vorherigen und 

bestehenden Rechtssysteme und Staatsgebilde in Deutschland erloschen. Die Bundesrepublik in 

Deutschland hat sich diesem höheren Recht selbst unterstellt.  => Urteil des Bundesverfassungsgericht 

(BvG 1/51 vom 23.10.1951).  

Das deutsche Volk ist seit dem 16.04.1871 Träger des Selbstbestimmungsrechts. 1983 BVerfG. 2 BvR 315 / 

83 und BGH Urteil, 1987 BVerfG. 77, 137 

Für die Landrechte kann die röm. kath. Kirche im Deutschen Reich keinerlei Befugnisse erteilen, da 

das Deutsche Reich, das einzige Staatsgebiet im Machtbereich der röm. kath. Kirche ist, daß 

aufgrund der Ewigkeits- Garantie frei von allen Kirchlichen Zwängen und Rechten ist. Die Kirche 

selbst ist seit ca. 1900 aus dem Deutschen Reich verbannt. (Bismarcks Kulturkampf) Die Gebiete des 

deutschen Reiches wurden den 26 Völkern – Deutsches Reich – auf Ewigkeit als Eigentum garantiert. 

Nachdem für das Deutsche Volk, die Nachkriegsordnung „Grundgesetz“ eingesetzt wurde, wurden die Teile 

des Deutschen Reiches in Wirtschaftsgebiete aufgeteilt. Die privatrechtliche, jüdische US- Firma BRD hat 

vom 23.05.1949 bis zum 17.07.1990 die Wirtschaftsgebiete in Bundesländer umgewandelt. (Völlig 

rechtsungültig.) Ein Grundgesetz wird auch generell nur in un-zivilisierten, besetzten Gebieten erlassen. Das 

Grundgesetz diente einzig und allein der kriminellen Täuschung, dem Betrug und dem Haftungsausschluss 

für die illegale Besatzung. 

Ab dem 18.07.1990 gab es wieder offiziell das frei gegebene Deutschland in den Grenzen von 1937 mit 

seinen 26 Bundesstaaten, was aber nicht öffentlich gemacht wurde. Die BRiD ist von den Alliierten liquidiert 

worden, durch Streichung des Artikel 23 Grundgesetz (Geltungsbereich) am 17.07.1990 von James Baker, 

dem damaligen Außenminister der USA. 

Die BRiD verfügt offiziell weder über ein Staatsgebiet noch über ein Staatsvolk und besitzt auch kein 

Geltungsbereich mehr. Juristisch agiert die NGO- BRiD vom Ausland (USA) aus, also Ex- Territorial. Die 

Ex- Territorialität bedeutet von vornherein illegal = rechtsungültig. Wobei eine NGO (engl.) = Nicht- 

Regierungs- Organisation ohnehin über keinerlei hoheitliche Rechte verfügen kann. (NGOs = Green Peace, 

WWF, UNO, usw.) 
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Aufgrund der wieder hergestellten Souveränität Deutschlands - NICHT der BRiD - hat aber jeder Deutsche 

das Recht, das Handelsrecht zu nutzen sowie das BGB. Die Souveränität des Deutschen Reiches ging nie 

verloren. Es war und ist lediglich ein Waffenstillstand und keine Kapitulation. Durch den Putsch gegen den 

Kaiser, angeführt von der SPD und den Juden im Auftrag des Vatikans, wurde das Deutsche Reich lediglich 

durch ein See- Handelsrechtliches Staatswesen besetzt gehalten. Bei Plünderungen durch Kollaborateure, 

Hochverräter, bewaffnete Terroristen, ist die Notwehr nach gültigem Reichsgesetz erlaubt. Bei restlos allen 

Mitarbeitern dieser fast 47.000 kriminellen, privaten US- Unternehmen (AGs) handelt es sich um 

Kriegsverbrecher der Kategorie 1 + 2. 

Auch ist es völliger Unsinn, wenn irgend so ein Kriegsverbrecher von Richter-Schauspieler mit seinen 

kriminellen, juristischen Tricks versucht, den Menschen in die Rolle der jur. PERSON zu drängen. Ihn, ohne 

das er es auch nur ahnt, zum Treuhänder für die jur. PERSON macht, um ihn dann richtig in die Mangel 

nehmen zu können. 

Das bezieht sich auf alle diese schmutzigen „Schein-Berufe“, die mit Justiz zu tun haben, wie Richter, 

Staatsanwälte, Anwälte, Gerichtsvollzieher, Justizangestellten und POLIZISTEN. Sie begehen alle 

Hochverrat am Deutschen Volk. 

Die Schein-Finanzbeamten arbeiten ähnlich. Durch juristische Wortspiele werden den Menschen Haftungen 

und Haftungszusagen untergeschoben. Das es hier nicht einmal jur. PERSONEN gibt oder geben kann, das 

interessiert diese Hochverräter, Kollaborateure, Terroristen, Plünderer und Kriegsverbrecher nicht. 

Es ist verboten den Menschen als Objekt / jur. Person zu behandeln. Diese Urteile mussten von der privaten 

Konzern- Tochter – Bundes- Verfassungsgericht auf Anordnung der Alliierten aus Haftungsgründen erlassen 

werden. 

Was viele nicht verstehen wollen ist, daß die rechtlichen Befugnisse, dieser fast 45.000 kriminellen 

Organisationen = NULL ist: 

1. Alle diese Organisationen sind in den USA angemeldet und registriert  

2. Alle diese Organisationen mit ihren Mitarbeitern stehen den Deutschen Ex- Territorial gegenüber  

3. Keine fremde (ausländische) Organisation hat die Möglichkeit eine Niederlassung zu gründen  

4. Keine dieser Organisationen ist oder kann in das Reichs- Handelsregister eingetragen werden  

5. Keine dieser Organisationen verfügt über eine Gewerbeerlaubnis auf deutschem Boden  

6. Keine dieser Organisationen verfügt über ein Aufenthaltsrecht auf deutschem Boden  

7. Alle diese Organisationen verfügen lediglich nur über eine Postanschrift über die UPU  

8. Somit sind alle diese Organisationen nicht einmal existent auf deutschem Boden  
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Man muss sich das nur einmal vorstellen; da haben fast 47.000 private US- Amerikanische Firmen 

gerade einmal eine Postanschrift, ein Postfach, Briefkastenfirmen in einem souveränen Staat, stellen 

private deutsche Mitarbeiter an, die sich dann in krimineller Absicht als Richter, Staatsanwälte, 

Polizisten, Beamte und sonstige behördliche Mitarbeiter ausgeben und halten den souveränen Staat 

Deutsches Reich besetzt und handlungsunfähig. 

Diese fast 47.000 Briefkastenfirmen lassen ihre Deutschen Mitarbeiter berauben ausplündern, terrorisieren, 

foltern und morden. Alles wird mit brutaler Gewalt durch die vielen Briefkasten- Firmen mit der Bezeichnung 

– POLIZEI - durchgesetzt. 

52% der Beute gehen über Aktiengewinne an die private US- Raelische Firma Bundesrepublik 

Deutschland, die ihren Sitz in Berlin auf beschlagnahmten US- Boden hat, juristisch also ein Teil der 

USA ist. 

Allein diese Tatsache beweist, dass die BRiD rein gar nichts mit Deutschland zu tun haben kann. Kein Land 

darf auf dieser Welt, vom Ausland aus, regiert werden und ein Staat (wenn es diesen gibt) schon gar nicht. 

In Berlin werden auch nur Handlungsvorschläge zur Gewinn- Optimierung herausgegeben, die Konzern- 

Intern als Gesetze bezeichnet werden dürfen. (Aktiengesetz 1934 A. H. = Vatikan) Diese fast 47.000 privaten 

Verbrecherfirmen bekommen Vorschläge, höchstens Anweisungen aber niemals Anordnungen, von ihrem 

Haupt- Aktionär. (Dann wäre die BRD in der Haftung.) 

Alles, restlos alles ist von daher schwerst kriminell. Wir haben es mit einer weltweiten Mafia zu tun, die hier 

illegale kriminelle Geschäftsmodelle wie Raub, Plünderung, Erpressung, Folter, Mord usw.... betreiben. 

Somit sind auch alle Mitarbeiter schwerstkriminelle Kriegsverbrecher. Alles im Auftrag und unter Aufsicht der 

röm. kath. Kirche, (Vatikan) der Krypto- Jüdischen Finanzmafia der Wall- Street, der Krypto- Jüdischen Hoch 

Freimaurer Loge B ́nai B ́rith und den sonstigen Freimaurer Logen. 

Die Bereinigung des so genannten Tiefen Staates beginnt nun auch in Europa. Alle kriminellen 

Handlanger werden hiermit zum letzten mal eindringlich gewarnt, ihre Tätigkeiten für den Tiefen 

Staat einzustellen. 

Die Patrioten sind aufgefordert, die Namen und Daten der weiterhin agierenden Hochverräter zu notieren 

und Strafanzeigen beim BKA und der Bundespolizei zu stellen. Diese arbeiten seit einiger Zeit eng mit dem 

US- Militär zusammen. Mit der Defender-Übung werden die Säuberungsaktionen in Europa, so auch in 

Deutschland beginnen. Russland hat ebenfalls Armeeeinheiten in Alarm- Bereitschaft. 

Alle Schein-Beamten sind hiermit gewarnt. Wer diese Info erhält, kann auf der Anklagebank 
nicht mehr sagen, „ich habe von nichts gewußt“ oder „ich mache nur meinen Job“. Sie alle 
haften unbegrenzt mit ihrem Privateigentum.  Bei Corona-Toten greift die Sippenhaftung.
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